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daß der Angeklagte für den von ihm verursachten Schaden 
nach den Bestimmungen des Zivilrechts verantwortlich ist. 
Das Gericht ist dann u. E. im Zivilverfahren an die im Straf­
urteil für diese Verpflichtung getroffene materiellrechtliche 
Feststellung zur Schadenersatzleistung nach §§ 330 ff. ZGB ge­
bunden; es hat keine Möglichkeit mehr, den geltend gemach­
ten Schadenersatzanspruch hinsichtlich des Anspruchsgrundes 
zu überprüfen und ggf. zu einer anderen als im Strafurteil in­
soweit getroffenen Feststellung zu gelangen.

Die im Strafverfahren ergangene Entscheidung über die 
Schadenswiedergutmachung nach § 33 Abs. 3 StGB hat nur 
dann keine präjudizielle Wirkung für das Gericht im Zivil­
verfahren, wenn der in diesem Verfahren geltend gemachte 
Anspruch nicht aus demselben Rechtsverhältnis hergeleitet 
wird (z. B. bei irrtümlicher Verpflichtung zur Wiedergutma­
chung des Schadens nach den Bestimmungen des Arbeits­
rechts statt des Zivilrechts). Insoweit sind Urteilsgründe in 
Rechtskraft erwachsen, die einer Klage im Zivilverfahren 
nicht entgegenstehen (§ 31 Abs. 1 Ziff. 5 ZPO).* 1 5

Aus der materiellrechtlichen und prozessualen Bindung 
der Gerichte in Zivilverfahren an das die Verpflichtung zur 
Schadenswiedergutmachung aussprechende Strafurteil und an 
die darin getroffenen Feststellungen zur zivilrechtlichen Ver­
antwortlichkeit des Angeklagten für rechtswidrige Schadens­
zufügung folgt nicht, daß einer Klage auf Zahlung von Scha­
denersatz, sofern der Geschädigte im Strafverfahren keinen 
Schadenersatzantrag gestellt hat, die Rechtskraft des Strafur­
teils hinsichtlich des Schadensumfangs nach § 31 Abs. 1 Ziff. 5 
ZPO entgegensteht. Wiederholt wurde darauf hingewiesen, 
daß die Entscheidung über die konkrete Ausgestaltung der 
Pflicht zur Wiedergutmachung den zivilrechtlichen Schutz des 
Geschädigten nicht beeinträchtigt.6

Die Wiedergutmachungsverpflichtung als Verpflichtung 
zur Bewährung verfolgt das Ziel, daß der Schädiger den an­
gerichteten Schaden freiwillig und in einer den Interessen des 
Geschädigten entsprechenden Frist ersetzt. Damit kann die 
Vollstreckung des Schadenersatzanspruchs, sofern im Straf­
verfahren zugleich über einen Schadenersatzantrag des Ge­
schädigten entschieden wurde, bzw. eine Klageerhebung im 
Zivilverfahren vermieden werden. Daraus ist abzuleiten, daß 
die Wiedergutmachungsverpflichtung gemäß § 33 Abs. 3 StGB 
die zivilrechtliche Entscheidung über den Schadenersatzan­
spruch nicht ersetzt oder gegenstandslos macht. Der umfas­
sende Rechtsschutz des Geschädigten erfordert die konse­
quente Durchsetzung seiner Schadenersatzforderung durch 
zivilprozessuale Vollstreckungsmaßnahmen, und zwar unab­
hängig davon, in welcher Zeit und in welchen Fristen der Ver­
urteilte den Schaden auf Grund der strafrechtlichen Bewäh­
rungsverpflichtung wiedergutzumachen hat. Deshalb kann die 
Verpflichtung zur Wiedergutmachung des Schadens als Be­
standteil der strafrechtlichen Verurteilung auf Bewährung 
auch nicht mit zivilprozessualen Vollstreckungsmaßnahmen 
durchgesetzt werden.7

In dem vom Geschädigten nach Abschluß des Strafverfah­
rens eingeleiteten Zivilverfahren hat das Gericht u. E. auf der 
Grundlage der im Strafurteil für die Wiedergutmachungsver­
pflichtung mit verbindlicher Wirkung getroffenen Feststellun­
gen seine Entscheidung zum Schadensumfang zu treffen. So­
fern erforderlich, sind zuvor ergänzende Beweiserhebungen 
hierfür vorzunehmen. Sie können zu einer Schadenersatzver­
urteilung führen, die über den im Strafurteil festgestellten 
Umfang der Wiedergutmachung hinausgeht.

Zur Behandlung von Schadenersatzansprüchen 
im Strafverfahren

Für die Rechtsprechung ist der zivilrechtliche Schadenersatz 
im Strafverfahren unter folgenden Aspekten von Be­
deutung :

1. Entscheidet das Gericht im Strafverfahren auf Antrag 
des Geschädigten über Grund und Höhe des zivilrechtlichen 
Anspruchs, so ist die Beschwerde gegen diese Entscheidung 
gemäß § 310 Abs. 1 StPO zulässig. Die Beschwerde kann aber 
auch auf die zuerkannte Höhe des Anspruchs beschränkt wer­
den.8 In diesem Fall ist das Rechtsmittelgericht an den Ur­
teilsspruch über den Grund des Anspruchs gebunden.

2. Entscheidet das Gericht im Strafverfahren nur über 
den Grund des zivilrechtlichen Anspruchs und verweist es die 
Sache zur Verhandlung und Entscheidung über die Höhe des 
Anspruchs an die Kammer bzw. den Senat für Zivilrecht des 
zuständigen Gerichts, so ist dieses an die Entscheidung über 
den Grund des Anspruchs gebunden (§ 242 Abs. 5 StPO). Die 
Bindung erstreckt sich auch auf Feststellungen über die zivil- 
rechtliche Mitveranwortlichkeit des Geschädigten.9

Da es ein selbständiges Rechtsmittel in Form der Beru­
fung oder des Protestes gegen die Entscheidung über den 
Schadenersatzanspruch nicht gibt, kann der Geschädigte — 
wenn gegen die strafrechtliche Entscheidung kein Rechtsmit­
tel eingelegt wurde — nur gegen die Entscheidung des Gerichts 
über die Höhe des Schadenersatzes Beschwerde einlegen. Ist 
in der Strafsache weder Protest noch Berufung eingelegt wor­
den, hat ja der Geschädigte nicht die ihm nach § 292 StPO 
eingeräumte Möglichkeit, sich an einem Verfahren zweiter In­
stanz zu beteiligen.

3. Verurteilt das Gericht den Angeklagten zu einer Maß­
nahme der strafrechtlichen Verantwortlichkeit und weist es 
zugleich den Schadenersatzantrag des Geschädigten als un­
begründet oder als unzulässig im Strafverfahren ab, so ist 
gegen diese Entscheidung gemäß § 310 Abs. 1 StPO die Be­
schwerde zulässig.

Hat das Gericht den Angeklagten auf Bewährung verur­
teilt und ihn zur Wiedergutmachung des angerichteten Scha­
dens gemäß § 33 Abs. 3 StGB verpflichtet, kann es u. E. den 
vom Geschädigten gestellten zivilrechtlichen Schadenersatz­
anspruch nicht wegen sachlicher Unbegründetheit abweisen. 
Dagegen ist die Abweisung des zivilrechtlichen Schadenersatz­
antrags wegen Unzulässigkeit möglich (z. B. bei Unzulässig­
keit des Gerichtsweges für die Durchsetzung des Schadener­
satzanspruchs).

4. Spricht das Gericht den Angeklagten frei, so ist der 
Schadenersatzantrag als unzulässig abzuweisen (§ 244 Abs. 2 
StPO). In diesem Fall hat der Geschädigte nur die Möglich­
keit, durch Klageerhebung seinen Anspruch im Zivilverfah­
ren geltend zu machen (§ 244 Abs. 2 i. V. m. § 310 Abs. 1 StPO). 
Für das Gericht im Zivilverfahren sind die im Strafurteil ent­
haltenen, den Freispruch begründenden Feststellungen recht­
lich ohne Bedeutung, denn das Gericht im Strafverfahren 
kann und darf weder mit seinem freisprechenden Urteils­
spruch noch mit seinen in den Urteilsgründen dafür getroffe­
nen Feststellungen entscheiden, daß der Angeklagte für den 
eingetretenen Schaden zivilrechtlich nach §§ 330 ff. ZGB nicht 
verantwortlich ist. Eine zivilrechtliche Sachentscheidung über 
den Schadenersatzantrag ist dem Gericht durch den Frei­
spruch in der Strafsache entzogen. Deshalb ist auch der Scha­
denersatzantrag nicht wegen sachlicher Unbegründetheit, son­
dern wegen Unzulässigkeit abzuweisen.

5. Stellt das Gericht im Strafverfahren die Schuld und 
strafrechtliche Verantwortlichkeit des Angeklagten fest und 
sieht es gemäß § 24 Abs. 2 StGB von Strafe ab, weil der Er­
ziehungszweck des Strafverfahrens durch eine Verurteilung 
zum Schadenersatz erreicht werden kann, so ist die zivilrecht­
liche Verurteilung zur Zahlung von Schadenersatz an den 
Geschädigten mit der strafrechtlichen Entscheidung über die 
Schuld und das Absehen von Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit verbunden. Der Erziehungszweck des § 24 
Abs. 2 StGB schließt eine zivilrechtliche Verurteilung zum 
Schadenersatz nach Anspruchsgrund und -umfang ein. Eine 
Entscheidung über den Grund des Anspruchs und die Verwei­
sung der Sache zur Entscheidung über die Höhe der Schaden­
ersatzforderung an das zuständige Gericht ist in der Regel 
ausgeschlossen. Für die strafrechtliche Entscheidung über das 
Absehen von Strafe sind die Beweiserhebungen im Strafver­
fahren zur konkreten Höhe und zum Gesamtumfang des Scha­
dens eine entscheidende Voraussetzung.
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